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Ehen Minderjähriger: djb fordert Schutz ohne Bevormundung

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) fordert die generelle Heraufsetzung des Ehealters

auf 18 Jahre. Er begrüßt es, dass Heiko Maas als Bundesminister der Justiz und für

Verbraucherschutz Handlungsbedarf sieht, den Schutz junger Mädchen und Frauen zu

stärken und Ehen Minderjähriger zu verhindern. Der Staat hat kompromisslos darüber zu

wachen, dass die Eingehung von Minderjährigenehen in Deutschland unterbunden wird und

Möglichkeiten der religiösen Verheiratung – nach Aufhebung des Voraustrauungsverbots –

nicht missbraucht werden.

Eine im Ausland (und unter Umständen sogar im Inland) entgegen den in Deutschland

geltenden Ehemündigkeitsvorschriften geschlossene Ehe sollte aber nicht ohne weiteres

nichtig sein, da stets der Einzelfall im Blick zu behalten ist und eine pauschale Regelung dem

Wohl und den Interessen der Betroffenen nicht in jedem Fall gerecht werden kann. Gerade

dann, wenn die Eheschließung Jahre zurückliegt und die Eheleute die eheliche Gemeinschaft

als ehemündige Volljährige weitergelebt haben, verdient die so bestätigte Ehe Beachtung.

Aber auch andere Fälle sind denkbar, in denen die Nichtigkeit der Ehe von Minderjährigen

eine unbillige Härte bedeuten und ihrem Wohl nicht entsprechen würde.

„Bei aller Skepsis gegenüber der freien Willensentscheidung junger Mädchen, die vor ihrem

18. Lebensjahr geheiratet haben, darf nicht die Autonomie der Frauen missachtet werden“,

so Brigitte Meyer-Wehage, Vorsitzende der Kommission „Zivil-, Familien- und Erbrecht,

Recht anderer Lebensgemeinschaften“ des djb. Es wäre ein falsches Signal, per se die

Nichtigkeit zu normieren, zumal sich der (nationale) Gesetzgeber mit dem

Eheschließungsrechtsgesetz (1998) bewusst für die Aufhebbarkeit fehlerhafter Ehen und

damit auch für eine Einzelfallbetrachtung ausgesprochen hat. Die Aufhebbarkeit der Ehe auf

Antrag der zu schützenden Mädchen und jungen Frauen (auch ohne Zustimmung des

gesetzlichen Vertreters), die Möglichkeit, sich von dem Ehemann zu trennen und nicht

zuletzt auch die flankierenden Maßnahmen des Gewaltschutzgesetzes sind ausreichend.


